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154. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über Hilfeleistung bei nuklearen
Unfällen oder strahlungsbedingten Notfällen

155. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung im grenzüberschreitenden Rahmen

156. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M107 gemäß Rn. 2010 und
10 602 des ADR betreffend die Beförderung von mit Biphenylen und Ter-
phenylen (PCB und PCT) sowie Polyhalogenen kontaminierten festen Ab-
fällen und Restmengen in loser Schüttung

157. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M112 nach Rn. 2010 und
10 602 des ADR über die Beförderung von Gärungsessig (durch Gärung
hergestellter Essig) und Essigsäure in Lebensmittelqualität (Essigessenz) mit
Essigsäure in Konzentration bis 25%

154. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über Hilfeleistung bei nuklearen Unfällen oder strahlungsbedingten Notfällen

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der Internationalen Atomenergie-Organisation haben
folgende weitere Staaten ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Übereinkommen über Hilfe-
leistung bei nuklearen Unfällen oder strahlungsbedingten Notfällen (BGBl. Nr. 87/1990, letzte Kund-
machung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 14/1995) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Belgien 4. Jänner 1999
Islamische Republik Iran 9. Oktober 2000
Libanon 17. April 1997
Litauen 21. September 2000
Luxemburg 26. September 2000
Moldau 7. Mai 1998
Panama 1. April 1999
Peru 17. Juli 1995
Philippinen 5. Mai 1997
Singapur 15. Dezember 1997

Bosnien und Herzegowina hat erklärt, sich mit Wirksamkeit vom 1. März 1992 auch weiterhin an das
Übereinkommen gebunden zu erachten.

Anlässlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden haben nachstehende Staaten
folgende Vorbehalte erklärt:

Islamische Republik Iran:

Gemäß Art. 8 Abs. 9 erachtet sich die Islamische Republik Iran nicht an die Bestimmungen des
Art. 8 Abs. 2 und 3 gebunden.

Gemäß Art. 10 Abs. 5 erachtet sich die Islamische Republik Iran nicht an die Bestimmungen des
Art. 10 Abs. 2 gebunden.

Gemäß Art. 13 Abs. 3 erachtet sich die Islamische Republik Iran nicht an Bestimmungen des Art. 13
Abs. 2 gebunden.

Die Regierung kann, wenn es ihr geeignet erscheint, in jedem einzelnen Fall eine Streitigkeit einem
Schiedsverfahren in Übereinstimmung mit den innerstaatlichen Gesetzen und Vorschriften unterwerfen.
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Peru:

a) Privilegien und Immunitäten: Gemäß Art. 8 Abs. 9 erklärt Peru, dass es sich an keine der
Bestimmungen des Abs. 2 und 3 dieses Artikels gebunden erachtet.

b) Ansprüche und Schadenersatz: Gemäß Art. 10 Abs. 5 erklärt Peru, dass es sich an keine der in
Abs. 2 dieses Artikels vorgesehenen Bestimmungen hinsichtlich Ansprüche und Schadenersatz gebunden
erachtet.

c) Beilegung von Streitigkeiten: Gemäß Art. 13 Abs. 3 erklärt Peru, dass es sich an keines der in
Abs. 2 dieses Artikels vorgesehenen Streitbeilegungsverfahren gebunden erachtet.

Schüssel

155. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Übereinkommen über die Umweltverträglichkeitsprüfung im
grenzüberschreitenden Rahmen (BGBl. III Nr. 201/1997, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs
BGBl. III Nr. 118/1998) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde:

Aserbaidschan 25. März 1999
Belgien 2. Juli 1999
Estland 25. April 2001
Kanada 13. Mai 1998
Kasachstan 11. Jänner 2001
Kirgisistan 1. Mai 2001
Lettland 31. August 1998
Liechtenstein 9. Juli 1998
Litauen 11. Jänner 2001
die ehemalige jugoslawische
  Republik Mazedonien 31. August 1999
Portugal 6. April 2000
Rumänien 29. März 2001
Slowakei 19. November 1999
Slowenien 5. August 1998
Tschechische Republik 26. Februar 2001
Ukraine 20. Juli 1999
Zypern 20. Juli 2000

Anlässlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde haben nachstehende Staaten
Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Kanada:

Vorbehalt:

Insofern als nach dem kanadischen Verfassungssystem die gesetzgeberische Zuständigkeit
hinsichtlich der Umweltverträglichkeitsprüfung zwischen den Provinzen und der Bundesregierung auf-
geteilt ist, macht die Regierung Kanadas bei der Ratifikation dieses Übereinkommens einen Vorbehalt
hinsichtlich der geplanten Projekte (wie in diesem Übereinkommen definiert), die nicht in die
gesetzgeberische Zuständigkeit des Bundes für die Umweltverträglichkeitsprüfung fallen.

Kanada stellt fest, dass einige Staaten gegen den Vorbehalt Kanadas zum Espoo-Übereinkommen
Einwände vorgebracht haben. Kanada möchte neuerlich seine Ansicht bekräftigen, dass ein Vorbehalt
hinsichtlich der geplanten Projekte (wie im Übereinkommen definiert), die nicht in die gesetzgeberische
Zuständigkeit des Bundes für die Umweltverträglichkeitsprüfung fallen, mit dem Ziel und Zweck des
Übereinkommens vereinbar und folglich zulässig ist. Unter neuerlicher Bekräftigung ihres Standpunkts in
dieser Angelegenheit nimmt Kanada auf die Geschichte der Verhandlungen zu diesem Übereinkommen
Bezug und insbesondere auf die sechste und letzte Zusammenkunft der Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung
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des Übereinkommensentwurfs. Bei dieser Zusammenkunft kamen die anwesenden Staaten überein, den
Entwurf eines Artikels zu streichen, der sämtliche Vorbehalte zum Übereinkommen verboten hätte.
Kanada war und bleibt der Auffassung, dass die Vereinbarung zur Streichung des Verbots von
Vorbehalten direkt mit einer weiteren Entscheidung verbunden war, eine „Bundesklausel“ nicht in das
Übereinkommen aufzunehmen.

Kanada möchte weiters feststellen, dass der Vorbehalt Kanadas zum Espoo-Übereinkommen
Bestandteil der Ratifikation des Übereinkommens durch Kanada ist und davon nicht zu trennen ist.
Kanada kann Vertragsbeziehungen mit anderen Staaten nur auf der Grundlage des Vorbehalts akzeptieren,
im vorliegenden Wortlaut und im Einklang mit Art. 21 des Wiener Übereinkommens über das Recht der
Verträge.

Liechtenstein:

Erklärung:

Liechtenstein erklärt gemäß Art. 15 Abs. 2 des Übereinkommens, dass es beide der in diesem Absatz
angeführten Mittel zur Streitbeilegung als verbindlich gegenüber jeder Partei anerkennt, die eine
Verpflichtung hinsichtlich eines oder beider dieser Mittel zur Streitbeilegung eingeht.

Schüssel

156. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multi-
lateralen Vereinbarung M107 gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR betreffend die
Beförderung von mit Biphenylen und Terphenylen (PCB und PCT) sowie Polyhalogenen
kontaminierten festen Abfällen und Restmengen in loser Schüttung

Die Multilaterale Vereinbarung M107 gemäß Rn. 2010 und 10 602 des ADR betreffend die
Beförderung von mit Biphenylen und Terphenylen (PCB und PCT) sowie Polyhalogenen kontaminierten
festen Abfällen und Restmengen in loser Schüttung (BGBl. III Nr. 33/2001, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 67/2001) wurde von Schweden am 16. Mai 2001 unterzeichnet.

Schüssel

157. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multi-
lateralen Vereinbarung M112 nach Rn. 2010 und 10 602 des ADR über die Beförderung
von Gärungsessig (durch Gärung hergestellter Essig) und Essigsäure in Lebensmittel-
qualität (Essigessenz) mit Essigsäure in Konzentration bis 25%

Die Multilaterale Vereinbarung M112 nach Rn. 2010 und 10 602 des ADR über die Beförderung von
Gärungsessig (durch Gärung hergestellter Essig) und Essigsäure in Lebensmittelqualität (Essigessenz) mit
Essigsäure in Konzentration bis 25% (BGBl. III Nr. 115/2001) wurde von Schweden am 16. Mai 2001
unterzeichnet.

Schüssel


